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Die Energiewende ist ein gigantisches Vorhaben, für 
das es zwei zentrale Begründungen gibt. Der Ausstieg 
aus der Kernenergie soll erfolgen, weil wir Angst vor 
Unfällen in Kernkraftwerken haben und das Endlager-
problem nicht gelöst ist. Aus der Kohleverstromung 
wollen wir aussteigen, weil wir einen Beitrag zur Kli-
mapolitik leisten möchten. Beides zusammen führt zu 
einem gigantischen Umbau unseres Energiesystems, 
der unserer Gesellschaft extrem hohe Lasten auferlegt. 
Aufgabe der Politikberatung ist es, die Frage zu beant-
worten, ob diese Politik vernünftig ist oder ob wir die 
Ressourcen, die wir für die Energiewende aufwenden, 
nicht besser an anderen Stellen oder für eine andere 
Klimapolitik verwenden sollten. 

Das ist der Hintergrund, vor dem sich Politikbera-
tung abspielt, wenn es um Klima- oder Energiefragen 
geht. Wer nun aber vermutet, dass es bei dieser Bera-
tung um komplizierte ökonomische Zusammenhänge 
geht, der liegt falsch. Es geht – jedenfalls über weite 
Strecken – im Wesentlichen um die Vermittlung eines 
wenigstens grundlegenden Verständnisses für die 
wichtigsten ökonomischen Zusammenhänge, die im 
Zusammenhang mit der Klimapolitik bedeutsam sind. 
Der Ausstieg aus der Atomenergie spielt dabei eigent-
lich kaum eine Rolle. Der ist ohnehin beschlossen und 
würde für sich allein genommen das deutsche Ener-
giesystem auch nicht vor unlösbare Probleme stellen. 
Es geht vor allem um Klimapolitik. Dort aber ist der 
Beratungsbedarf immens hoch. Wobei der Bedarf nicht 
mit der Bereitschaft verwechselt werden darf, ökono-
mischen Rat anzunehmen – die ist verschwindend 
gering. Hans-Werner Sinn hat sich dennoch unermüd-
lich immer wieder darum bemüht, auch auf dem Gebiet 
der Klimapolitik ökonomischen Sachverstand in die 
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politische Diskussion einzubringen. Allerdings ist er 
dabei meistens relativ schnell in Bereiche gelangt, die 
man als »Umweltökonomik für Fortgeschrittene« 
bezeichnen kann. Die Grundidee des »grünen Parado-
xons« zu verstehen, setzt beispielsweise schon voraus, 
dass man zumindest elementare Kenntnisse der Res-
sourcenökonomik besitzt. Ronnie Schöb wird die Bei-
trägen, die Hans-Werner Sinn auf klimapolitischem 
Gebiet geleistet hat, noch genauer vorstellen. Meine 
Aufgabe ist es, die klimapolitische Beratung zu skizzie-
ren, die darauf aus ist, die Grundlagen für ein ökonomi-
sches Verständnis der Probleme zu legen. Ich will mich 
dabei auf sechs Punkte konzentrieren, die besondere 
Aufmerksamkeit verdienen.

1

Ausgangspunkt der gesamten weiteren ökonomischen 
Argumentation ist eine Überlegung, die sich aus dem 
simplen »ökonomischen Prinzip« ergibt, das – zumin-
dest als ich zur Schule ging – bereits Bestandteil der 
Schulbildung war. Bezogen auf das Klimaproblem lässt 
es sich aus folgendem einfachen »Dreisatz« ableiten. 
Ersten: Wir müssen, wenn wir den Klimawandel begren-
zen wollen, sehr viel CO2 einsparen. An der Richtigkeit 
dieser Aussage dürfte niemand zweifeln, der davon 
überzeugt ist, dass es einen von Menschen verursach-
ten Klimawandel gibt. Der zweite Satz lautet: Um CO2 
einsparen zu können, müssen knappe Ressourcen ein-
gesetzt werden. Auch diese Aussage wird niemand 
ernsthaft in Zweifel ziehen, genauso wenig wie den drit-
ten Satz: Die Menge an Ressourcen, die für den Klima-
schutz zur Verfügung steht, ist beschränkt. Wir müssen 
also möglichst viel CO2 einsparen, wobei CO2-Einspa-
rung teuer ist und wir nur ein begrenztes Budget haben. 
Wenn wir daraus eine Leitlinie für eine rationale Kli-
mapolitik ableiten wollen, kann diese nur lauten: Gute 
Klimapolitik muss kosteneffizient sein, d.h., CO2-Ver-
meidung muss dort stattfinden, wo die Kosten der Ver-
meidung am geringsten sind, denn nur dann kann bei 
beschränktem Budget eine maximale Menge an CO2 
eingespart werden. Obwohl diese Regel eigentlich 
leicht einzusehen ist und auf sehr unschuldigen Annah-
men beruht, wird sie in der praktischen Klimapolitik so 
gut wie nie verwendet. Dort redet man lieber von Ener-
gieeffizienz, die es zu steigern gilt, und man ist geneigt 
hinzuzufügen »koste es, was es wolle«. Tatsächlich aber 
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gilt es, die Maßnahmen zu identifizieren, bei denen die 
Steigerung der Energieeffizienz zu minimalen Kosten 
erfolgt. Die Forderung nach Kosteneffizienz lässt sich 
im Übrigen sehr leicht operationalisieren: Kosteneffizi-
enz ist erreicht, wenn die Grenzvermeidungskosten der 
verschiedenen CO2-Quellen zum Ausgleich gebracht 
werden. Solange es noch Unterschiede bei den Grenz-
vermeidungskosten gibt, lassen sich Kosten dadurch 
einsparen, dass Vermeidung von der Quelle mit den 
höheren zu der mit den niedrigeren Grenzvermei-
dungskosten verlagert wird.

2

Unter Ökonomen gibt es einen ungewöhnlich breiten 
Konsens darüber, dass es genau zwei Instrumente gibt, 
mit denen kosteneffiziente Klimapolitik erreicht wer-
den kann: Eine einheitliche CO2-Steuer und der Emissi-
onshandel. Beide Instrumente führen dazu, dass ein 
einheitlicher CO2-Preis entsteht, der im Gleichgewicht 
den Grenzvermeidungskosten aller Quellen an allen 
Lokationen entspricht und der damit die notwendige 
und hinreichende Bedingung für Kosteneffizienz her-
stellt. Die Forderung nach Kosteneffizienz ist deshalb 
keine akademische Forderung, sondern eine sehr prak-
tische. Sie läuft darauf hinaus, konsequent diese bei-
den Instrumente zu nutzen – und nur diese.

3

Der Ausgleich der Grenzvermeidungskosten muss nicht 
nur zwischen allen Quellen und über alle Sektoren hin-
weg erfolgen, sondern er muss vor allem auch über alle 
Länder hinweg geschehen. Das hat zwei Konsequen-
zen: Erstens muss es einen strikten Vorrang für interna-
tionale Lösungen geben, die diesen Ausgleich errei-
chen, und zweitens wird nationale Klimapolitik dann 
kontraproduktiv, wenn sie diesen Ausgleich verhindert. 
Deshalb ist der europäische Emissionshandel unbe-
dingt zu begrüßen und die nationale Klimapolitik 
Deutschlands sehr kritisch zu hinterfragen.

4

Der Emissionshandel muss gegen ungerechtfertigte 
Kritik verteidigt und stattdessen in geeigneter Weise 
weiterentwickelt werden. Insbesondere gilt es klarzu-
machen, dass die auf Regierungsebene erfolgende 
Festlegung des CAP fundamentale Bedeutung hat. Der 
Emissionshandel ist ein zweistufiges Verfahren. Auf der 
ersten Stufe wird mit der Festlegung der Höchstmenge 
der zur Verfügung stehenden Emissionsberechtigun-
gen das ökologische Ziel der Politik nicht nur definiert, 
sondern vollständig und ohne Verzug umgesetzt. Diese 
Umsetzung erfolgt, weil nur im Umfang der noch 
erlaubten Emissionsmengen überhaupt Zertifikate 
ausgegeben werden. Eine Überschreitung des politisch 
vorgegebenen Emissionsziels ist damit ausgeschlos-
sen. Dies gilt unabhängig davon, was auf der zweiten 

Stufe des Emissionshandels geschieht. Diese besteht in 
dem Handel der Emissionsberechtigungen. Die Funk-
tion dieses Handels besteht ausschließlich darin, die 
notwendigen Vermeidungsmaßnahmen dorthin zu len-
ken, wo die Vermeidungskosten minimal sind. Weisen 
zwei Quellen unterschiedliche Grenzvermeidungskos-
ten auf, eröffnet das die Möglichkeit eines für beide Sei-
ten vorteilhaften Tausches. Die Quelle mit den niedrige-
ren Kosten vermeidet mehr CO2 und verkauft die nicht 
mehr benötigten Emissionsrechte an die Quelle mit den 
höheren Kosten. Bei einem Preis, der zwischen den Ver-
meidungskosten der beiden Quellen liegt, stellen sich 
durch diesen Handel beide Seiten besser. Für die Reali-
sierung des exogen gegebenen Vermeidungsziels ist die 
Höhe des Preises, der sich am Emissionsrechtemarkt 
einstellt, unerheblich. Das ökologische Ziel wurde 
bereits auf der ersten Stufe umgesetzt. 

5

Mit dem Beitritt zu einem Emissionshandelssystem 
gibt die nationale Regierung die Verantwortung für die 
letztlich resultierende Gesamtvermeidungsmenge 
(und damit auch für die Restemissionsmenge) an das 
Emissionshandelssystem ab. Nationale Maßnahmen 
zur Vermeidung von CO2, wie sie beispielsweise das 
deutsche EEG fördert, haben zur Folge, dass in dem 
Land, das diese Maßnahmen ergreift, weniger Rechte 
benötigt werden als zuvor. Die nicht mehr benötigten 
Emissionsrechte werden am Markt angeboten, und die 
Emission findet letztlich in einem anderen Land beim 
Käufer dieser Rechte statt. Nationale Politik kann ledig-
lich die räumliche Verteilung der Vermeidungsaktivitä-
ten verändern, nicht aber die durch den CAP festge-
legte Gesamtemissionsmenge.

6

Entschließt sich ein Staat dazu, obwohl er Teil eines 
Emissionshandelssystems ist, nationale Klimapolitik 
zu betreiben, hat dies keinerlei Mengeneffekte zur 
Folge (siehe Punkt 5). Nationale Klimapolitik ist jedoch 
in der Lage, die Kosteneffizienz der Allokation der Ver-
meidungsmaßnahmen zu zerstören. So wird durch die 
Klimapolitik der Bundesrepublik Vermeidung von CO2, 
die sonst kostengünstig im Ausland erfolgt wäre, ins 
Inland verlagert, wo sie höhere Kosten erzeugt, ohne 
dass es zu einer Ausweitung der Gesamtvermeidungs-
menge kommt. 

Zusammengefasst zeigt eine banale ökonomische 
Analyse, dass dann, wenn die richtige Entscheidung 
getroffen wird, kosteneffiziente CO2-Vermeidung über 
Ländergrenzen hinweg durch einen Emissionshandel 
zu realisieren, nationale Klimapolitik redundant und 
kontraproduktiv wird. Ausgestattet mit dieser Erkennt-
nis könnte man darangehen, zu untersuchen, wie ein 
Emissionshandel geeignet verändert werden kann, um 
zum Beispiel die Ausweichreaktionen zu vermeiden, 
auf die Hans-Werner Sinn immer wieder hingewiesen 
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hat. Man könnte auch der Frage nachgehen, wie der 
Handel geeignet erweitert werden kann, um immer 
mehr Länder und mehr Sektoren zu integrieren. Inter-
essante Fragen, die aber leider (noch) nicht auf der poli-
tischen Agenda stehen. Vermutlich wird die normative 
Kraft des Faktischen das irgendwann ändern, aber es 
steht zu befürchten, dass wir in Deutschland bis dahin 
noch sehr viele Ressourcen für vollkommen nutzlose 
Klimapolitik verschwenden werden. 




